
 

Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt 

 

Beschluss 

Nr. 19/42/12.1G 

Vom 16.10.2019 

 P190843 

 
 

Ratschlag zu einer Teilrevision des Gesetzes über die direkten Steuern vom 12. April 2000 
(Steuergesetz, StG) 
 

19.0843.01, Ratschlag des RR vom 19.06.2019 

 

://: Zustimmung (Grossratsbeschluss I) 

 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, nach Einsichtnahme in den Ratschlag des 
Regierungsrates 19.0843.01 vom 18. Juni 2019 sowie nach dem mündlichen Antrag der 
Wirtschafts- und Abgabekommission vom 16. Oktober 2019, beschliesst: 

 

I. 

Das Gesetz über die direkten Steuern (Steuergesetz) vom 12. April 2000 1) (Stand 
1. Januar 2019) wird wie folgt geändert: 

 

§  21 Abs. 3 (geändert), Abs. 4 (neu), Abs. 5 (neu), Abs. 6 (neu), Abs. 7 (neu) 
3 Die Rückzahlung von Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen (Reserven aus Kapitaleinlagen), 
die von den Inhabenden der Beteiligungsrechte nach dem 31. Dezember 1996 geleistet worden 
sind, wird gleich behandelt wie die Rückzahlung von Grund- oder Stammkapital. Abs. 4 bleibt 
vorbehalten. 
4 Schüttet eine Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft, die an einer schweizerischen Börse 
kotiert ist, bei der Rückzahlung von Reserven aus Kapitaleinlagen nach Abs. 3 nicht mindestens 
im gleichen Umfang übrige Reserven aus, so ist die Rückzahlung im Umfang der halben Differenz 
zwischen der Rückzahlung und der Ausschüttung der übrigen Reserven steuerbar, höchstens 
aber im Umfang der in der Gesellschaft vorhandenen, handelsrechtlich ausschüttungsfähigen 
übrigen Reserven. 
5 Abs. 4 ist nicht anwendbar auf Reserven aus Kapitaleinlagen: 

a. die bei fusionsähnlichen Zusammenschlüssen durch Einbringen von Beteiligungs- und 
Mitgliedschaftsrechten an einer ausländischen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft nach 
§ 72 Abs. 1 lit. c oder durch eine grenzüberschreitende Übertragung auf eine inländische 
Tochtergesellschaft nach § 72 Abs. 1 lit. d nach dem 24. Februar 2008 entstanden sind; 

b. die im Zeitpunkt einer grenzüberschreitenden Fusion oder Umstrukturierung nach § 72 Abs. 1 
lit. b und Abs. 3 oder der Verlegung des Sitzes oder der tatsächlichen Verwaltung nach dem 
24. Februar 2008 bereits in einer ausländischen Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft 
vorhanden waren; 

c. im Falle der Liquidation der Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft. 
6 Die Abs. 4 und 5 gelten sinngemäss auch für Reserven aus Kapitaleinlagen, die für die Ausgabe 
von Gratisaktien oder für Gratisnennwerterhöhungen verwendet werden. 
7 Entspricht bei der Rückgabe von Beteiligungsrechten an einer Kapitalgesellschaft oder 
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Genossenschaft, die an einer schweizerischen Börse kotiert ist, die Rückzahlung der Reserven 
aus Kapitaleinlagen nicht mindestens der Hälfte des erhaltenen Liquidationsüberschusses, so 
vermindert sich der steuerbare Anteil dieses Liquidationsüberschusses um die halbe Differenz 
zwischen diesem Anteil und der Rückzahlung, höchstens aber im Umfang der in der Gesellschaft 
vorhandenen Reserven aus Kapitaleinlagen, die auf diese Beteiligungsrechte entfallen. 

 

§  152 Abs. 3 (geändert) 
3 Zudem haben Kapitalgesellschaften und Genossenschaften das ihrer Veranlagung zur 
Gewinnsteuer dienende Eigenkapital am Ende der Steuerperiode oder der Steuerpflicht 
auszuweisen. Dieses besteht aus dem einbezahlten Grund- oder Stammkapital, den in der 
Handelsbilanz ausgewiesenen Reserven aus Kapitaleinlagen im Sinne von § 21 Abs. 3 bis 7, den 
offenen und den aus versteuertem Gewinn gebildeten stillen Reserven sowie aus jenem Teil des 
Fremdkapitals, dem wirtschaftlich die Bedeutung von Eigenkapital zukommt. 

 

II. Änderung anderer Erlasse 

Keine Änderung anderer Erlasse. 

 

III. Aufhebung anderer Erlasse 

Keine Aufhebung anderer Erlasse. 

 

IV. Schlussbestimmung 

Diese Änderung ist zu publizieren; sie unterliegt dem Referendum und tritt am 1. Januar 2020 in 
Kraft. 

 



 

Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt 

 

://: Zustimmung (Grossratsbeschluss II) 

 

 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, nach Einsichtnahme in den Ratschlag des 
Regierungsrates 19.0843.01 vom 18. Juni 2019 sowie nach dem mündlichen Antrag der 
Wirtschafts- und Abgabekommission vom 16. Oktober 2019, beschliesst: 

 

I. 

Das Gesetz über die direkten Steuern (Steuergesetz) vom 12. April 2000 1) (Stand 
1. Januar 2019) wird wie folgt geändert: 

 

§  25 Abs. 1 

1 Der Einkommenssteuer unterliegen nicht: 

hbis (geändert) der Sold der Milizfeuerwehrleute bis zum Betrag von jährlich 10'000 Franken für 
Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Erfüllung der Kernaufgaben der Feuerwehr 
(Übungen, Pikettdienste, Kurse, Inspektionen und Ernstfalleinsätze zur Rettung, 
Brandbekämpfung, allgemeinen Schadenwehr, Elementar-schadenbewältigung und 
dergleichen); ausgenommen sind Pauschalzulagen für Kader, Funktionszulagen sowie 
Entschädigungen für administrative Arbeiten und für Dienstleistungen, welche die 
Feuerwehr freiwillig erbringt; 

 

II. Änderung anderer Erlasse 

Keine Änderung anderer Erlasse. 

 

III. Aufhebung anderer Erlasse 

Keine Aufhebung anderer Erlasse. 

 

IV. Schlussbestimmung 

Diese Änderung ist zu publizieren; sie unterliegt dem Referendum und tritt am 1. Januar 2020 in 
Kraft. 
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Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt 

 

://: Zustimmung (Grossratsbeschluss III) 

 

 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, nach Einsichtnahme in den Ratschlag des 
Regierungsrates 19.0843.01 vom 18. Juni 2019 sowie nach dem mündlichen Antrag der 
Wirtschafts- und Abgabekommission vom 16. Oktober 2019, beschliesst: 

 

I. 

Das Gesetz über die direkten Steuern (Steuergesetz) vom 12. April 2000 1) (Stand 
1. Januar 2019) wird wie folgt geändert: 

 

§  83 Abs. 2 (aufgehoben) 
2 Aufgehoben. 

 

II. Änderung anderer Erlasse 

Keine Änderung anderer Erlasse. 

 

III. Aufhebung anderer Erlasse 

Keine Aufhebung anderer Erlasse. 

 

IV. Schlussbestimmung 

Diese Änderung ist zu publizieren; sie unterliegt dem Referendum und tritt rückwirkend am 
1. Januar 2019 in Kraft. 
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Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt 

 

://: Zustimmung (Grossratsbeschluss IV) 

 

 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, nach Einsichtnahme in den Ratschlag des 
Regierungsrates 19.0843.01 vom 18. Juni 2019 sowie nach dem mündlichen Antrag der 
Wirtschafts- und Abgabekommission vom 16. Oktober 2019, beschliesst: 

 

I. 

Das Gesetz über die direkten Steuern (Steuergesetz) vom 12. April 2000 1) (Stand 
1. Januar 2019) wird wie folgt geändert: 

 

§  77 Abs. 7 (neu) 
7 Bei Konzernobergesellschaften von systemrelevanten Banken nach Art. 7 Abs. 1 des 
Bankengesetzes vom 8. November 1934 (BankG) werden für die Berechnung des Nettoertrags 
nach Abs. 2 der Finanzierungsaufwand und die Forderung in der Bilanz aus konzernintern 
weitergegebenen Mitteln folgender Anleihen nicht berücksichtigt: 

a. Pflichtwandelanleihen und Anleihen mit Forderungsverzicht nach Art. 11 Abs. 4 BankG; und 
b. Schuldinstrumente zur Verlusttragung bei Insolvenzmassnahmen im Sinne der Art. 28–32 

BankG. 
 

II. Änderung anderer Erlasse 

Keine Änderung anderer Erlasse. 

 

III. Aufhebung anderer Erlasse 

Keine Aufhebung anderer Erlasse. 

 

IV. Schlussbestimmung 

Diese Änderung ist zu publizieren; sie unterliegt dem Referendum und tritt rückwirkend am 
1. Januar 2019 in Kraft. 
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Grosser Rat des Kantons Basel-Stadt 

 

://: Zustimmung (Grossratsbeschluss V) 

 

 

Der Grosse Rat des Kantons Basel-Stadt, nach Einsichtnahme in den Ratschlag des 
Regierungsrates 19.0843.01 vom 18. Juni 2019 sowie nach dem mündlichen Antrag der 
Wirtschafts- und Abgabekommission vom 16. Oktober 2019, beschliesst: 

 

I. 

Das Gesetz über die direkten Steuern (Steuergesetz) vom 12. April 2000 1 (Stand 
1. Januar 2019) wird wie folgt geändert: 

 

§  5 Abs. 1 
1 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz sind 
aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn sie: 

g) (geändert) für Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder eines 
Luftfahrzeuges oder bei einem Transport auf der Strasse Lohn oder andere Vergütungen von 
einem Arbeitgeber oder einer Arbeitgeberin mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton erhalten; 
davon ausgenommen bleibt die Besteuerung der Seeleute für Arbeit an Bord eines 
Hochseeschiffes. 

 

§  96 Abs. 1 (geändert) 
1 Im Ausland wohnhafte Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen, die für Arbeit im internationalen 
Verkehr an Bord eines Schiffes oder eines Luftfahrzeuges oder bei einem Transport auf der 
Strasse Lohn oder andere Vergütungen von einem Arbeitgeber oder einer Arbeitgeberin mit Sitz 
oder Betriebsstätte im Kanton erhalten, unterliegen für diese Leistungen sowie für die an deren 
Stelle tretenden Ersatzeinkünfte einem Steuerabzug an der Quelle nach Massgabe der §§ 90–92 
Abs. 1–5; davon ausgenommen bleibt die Besteuerung der Seeleute für Arbeit an Bord eines 
Hochseeschiffes. 

 

II. Änderung anderer Erlasse 

Keine Änderung anderer Erlasse. 

 

III. Aufhebung anderer Erlasse 

Keine Aufhebung anderer Erlasse. 

 

IV. Schlussbestimmung 

Diese Änderung ist zu publizieren; sie unterliegt dem Referendum und tritt am 1. Januar 2020 in 
Kraft. 
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